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Den Nachwuchstalenten

„eine starke, gemeinsame

Stimme“ verschaffen, „um

Innovation, Austausch und

Fortschritt in der Branche zu

fördern“. Das will der Förder-

verein der Deutschen Immo-

bilienwirtschaft und hat das

MAT-Netzwerk und den MAT-

Award ins Leben gerufen.

MAT steht für Most Aspiring

Talent. 30 junge Frauen und

Männer bis 30 wurden von ei-

ner Jury ausgewählt, um den

Plänen Leben einzuhauchen.

Das IZ-Magazin „Immobilien-

karriere“ stellt Ihnen die Füh-

rungskräfte von morgen vor.

Zudem hat die IZ hat die

Personalverantwortlichen der

Top-Arbeitgeber der Branche

zum Gipfeltreffen eingeladen.

Sie verraten, wie ihre Unter-

nehmen ticken, was sie von

Mitarbeiter:innen erwarten.

Abgerundet wird das Heft

mit den Ergebnissen der

IZ-Arbeitsmarktumfrage 2021.

Diese zeigen: Der Arbeits-

markt ist enger geworden,

der Berufseinstieg für viele

wieder eine echte Jobsuche.
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Steuerberater
Klaus Bührer
von Dornbach

Quelle: Dornbach

Steuerrecht. Wird für einen minderjährigen
Gesellschafter ein Ergänzungspfleger
bestellt, sind dessen Stimmen nicht den
sorgeberechtigten Eltern zuzurechnen. Hat
das Elternteil somit nur 50% der Stimmen,
liegt keine Betriebsaufspaltung vor.

BFH, Urteil vom 14. April 2021,
Az. X R 5/19

Ein Stimmrechte-Patt begründet
keine Betriebsaufspaltung
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DER FALL

Mit dem Tod ihres Ehemanns sind die
Klägerin und ihre beiden Kinder Gesell-
schafter einer Betriebs-GmbH geworden,
wobei dieMutter 50% der Anteile hielt, die
Söhne jeweils 25%. Da ein Kind nochmin-
derjährig war, wurde ein Ergänzungspfle-
ger bestellt, der dessen Gesellschafterstel-
lung ausübte. Die Mutter hatte seit Jahren
ein Betriebsgrundstück an die GmbH ver-
pachtet. Als die Mutter auch Geschäfts-
führerin der GmbH wurde, nahm das
Finanzamt eine Betriebsaufspaltung an.
Nach seiner Auffassung waren die Anteile

des minderjährigen Gesellschafters auf-
grund der elterlichen Vermögenssorge
und gleichgerichteten Interessen zusam-
menzurechnen. Eine Abberufung der
Mutter alsGeschäftsführerinwäre faktisch
unmöglich gewesen, und somit beherr-
sche sie sowohl die Grundstücksüberlas-
sung als auch die Betriebs-GmbH. Die
Erlöse der Mutter aus der Grundstücks-
verpachtung wurden als gewerbliche Ein-
künfte qualifiziert. Die Klage der Frau war
erfolgreich, und das Finanzamt bean-
tragte Revision.
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DIE FOLGEN

Ohne Erfolg, der BFH bestätigte die Vor-
instanz. Es liegen keine gleichgelagerten
Interessen zwischen der Klägerin und
dem minderjährigen Gesellschafter vor,
da die Gesellschafterinteressen des min-
derjährigen Sohnes durch den Ergän-
zungspfleger vertreten werden und somit
grundsätzlich nicht der elterlichen Ver-
mögenssorge unterliegen.Mangels Unter-

ordnung unter den Willen der Klägerin
besteht auch keine faktische Beherr-
schung der GmbH. Der 50%-Anteil der
Mutter allein vermittelt keine Mehrheit,
und somit liegt auch keine Betriebsauf-
spaltung vor. Die Grundstücksverpach-
tung ist folglich eine vermögensverwal-
tende und keine gewerbliche Tätigkeit.
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WAS IST ZU TUN?

Für die Beurteilung, ob gleichgerichtete
Interessen zwischen minderjährigen Kin-
dern und Eltern vorliegen und somit eine
personelle Verflechtung zwischen Besitz-
unternehmen und Betriebsunternehmen
besteht, stellt die Finanzverwaltung bisher
maßgebend auf das Vermögenssorgerecht
der Eltern ab. Dementsprechend liegen in
solchen Fällen regelmäßig gleichgerich-
tete Interessen vor. Problematisch kann
das sein, wenn die Kinder dann volljährig
werden und hierdurch die Betriebsauf-

spaltung beendet wird, weil dann die stil-
len Reserven in Grundstück und Gewer-
bebetrieb versteuert werden müssen. Mit
dem Urteil wird nun klargestellt, dass dies
zumindest nicht indenFällen gelten kann,
in denen für die Wahrnehmung der
Gesellschafterinteressen des minderjähri-
gen Kindes ein Ergänzungspfleger bestellt
wurde. Für die Gestaltungspraxis ist das
sehr zu begrüßen. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwalt
Dr. Gerrit Krupp

von Lenz und Johlen
Quelle: Lenz und Johlen

Öffentliches Recht. Ein Bebauungsplan für
„andere Maßnahmen der
Innenentwicklung“ darf nur dann im
beschleunigten Verfahren aufgestellt
werden, wenn diese Maßnahmen der
überplanten Fläche dienen.

BVerwG, Urteil vom 29. Juni 2021,
Az. 4 CN 6.19

Für das beschleunigte Verfahren
gelten enge Grenzen
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DER FALL

DieAufstellung vonBebauungsplänender
Innenentwicklung gemäß § 13a BauGB im
beschleunigten Verfahren reduziert den
Aufwand und verspricht Zeitgewinn, bei-
spielsweise kann hier auf eine Umwelt-
prüfung verzichtet werden. Mit Blick auf
die Anwendungsvoraussetzungen des
§ 13a Abs. 1 S. 1 BauGBwerden von einem
Bebauungsplan für „andereMaßnahmen“
alle solche Maßnahmen der Innenent-
wicklung erfasst, die nicht alsWiedernutz-

barmachung von Flächen bzw. Nachver-
dichtung einzuordnen sind. Fraglich war
im vorliegenden Fall, ob ein Bebauungs-
plan im Siedlungsbereich auch dann für
andere Maßnahmen in diesem Sinne auf-
gestellt wird, wenn mit diesem Plan eine
Verbesserung des Ortsbilds und eine
Emissionsreduzierung in der Umgebung
erreicht werden soll, um dort – und nicht
im Planbereich selbst – der Innenentwick-
lung zu dienen.
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DIE FOLGEN

Das BVerwG stellt klar, dass die Anwen-
dungsvoraussetzungen des beschleunig-
tenVerfahrens eng zu verstehen sind. Eine
nur mittelbare positive Wirkung eines
Bebauungsplans reicht hierfür nicht aus.
Für diese restriktive Auslegung spricht
auch das Europarecht, das mit der
Umweltprüfungs-Richtline (2001/42/EG)
Vorgaben macht, die im deutschen Recht
mit § 2 Abs. 4 BauGB umgesetzt worden
sind. Danach ist grundsätzlich für jeden

Bebauungsplan eine Umweltprüfung
erforderlich. Soweit hiervon mit dem
beschleunigten Verfahren eine Ausnahme
gemacht wird, bedingt dies die enge Aus-
legung der Vorschrift. Bei extensiver Aus-
legung des Merkmals der „anderen Maß-
nahmen der Innenentwicklung“ droht das
beschleunigte Verfahren zum Regelver-
fahren im Siedlungsbereich zu werden,
was mit diesen Vorgaben nicht vereinbar
ist, so das BVerwG.
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WAS IST ZU TUN?

Soll ein Bebauungsplan im beschleunig-
ten Verfahren aufgestellt werden, der
„anderenMaßnahmen der Innenentwick-
lung“ dienen soll, ist Vorsicht geboten.
DieseMaßnahmenmüssen der Innenent-
wicklung des Plangebiets selbst und nicht
(nur) seiner Nachbarschaft dienen. Die
Entscheidung weist aber über diese spe-
zielle Konstellation hinaus. Das BVerwG
hat noch einmal den Ausnahmecharakter
des beschleunigten Verfahrens unterstri-
chen und zugleich die erheblichen Wir-

kungen der umweltrechtlichen Vorschrif-
ten des Unionsrechts auf das nationale
Recht verdeutlicht. Soll das – für Investo-
ren attraktive – beschleunigte Verfahren
Anwendung finden, sind die entsprechen-
den Voraussetzungen sorgfältig zu prüfen.
Andernfalls wird die Unwirksamkeit des
Bebauungsplans riskiert. Bei verbleiben-
den Zweifeln sollte der Bebauungsplan im
Regelverfahren aufgestellt werden, umvor
Gericht später nicht Schiffbruch zu
erleiden. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwältin
Sabrina Greubel

von Hogan Lovells
Quelle: Hogan Lovells

Mietrecht. Bei der Gewerberaummiete ist –
anders als bei der Wohnraummiete – der
Zugriff auf die Mietkaution bereits während
des laufenden Mietverhältnisses möglich.

LG Frankfurt a.M., Urteil vom 21. Mai 2021,
Az. 2-7 O 154/20

Gewerbekaution darf schon im
Mietverhältnis verwertet werdenn
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DER FALL

Ein Vermieter hatte seinen gewerblichen
Mieter ursprünglich unter anderem
wegen ausstehender Mieten im Jahr 2020
verklagt. Der Vermieter nahm während
des laufenden Urkundenprozesses die
Mietkaution, die der Mieter in Form einer
Bankbürgschaft geleistet hatte, in
Anspruch. Gemäß der mietvertraglichen
Vereinbarung war der Vermieter berech-
tigt, sich wegen sämtlicher gesicherter

und fälliger Ansprüche auf erstes Anfor-
dern aus der Mietsicherheit zu befriedi-
gen. Der Einwand des Mieters, der Ver-
mieter hätte sich während des laufenden
Mietverhältnisses dennoch nicht aus der
Mietsicherheit befriedigen dürfen, blieb
erfolglos. Das LG Frankfurt erachtete die
Vereinbarung über die Inanspruchnahme
der Mietsicherheit auch während des lau-
fenden Mietverhältnisses als wirksam.
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DIE FOLGEN

Gemäß dem Urteil des LG Frankfurt steht
es den Parteien imGewerberaummietver-
hältnis frei, ein Zugriffsrecht des Vermie-
ters auf die Mietsicherheit auch während
des laufenden Mietverhältnisses zu ver-
einbaren. Anders als im Wohnraummiet-
verhältnis, wo dies gesetzlich unzulässig

ist und nicht abweichend vereinbart wer-
den kann, ist der Treuhandcharakter der
Mietkaution im Gewerberaummietver-
hältnis nicht zwingend. Er steht der Ver-
einbarung eines jederzeitigen Zugriffs-
rechts mithin nicht entgegen.
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WAS IST ZU TUN?

WerdenRegelungen zurMietsicherheit im
Gewerberaummietvertrag gestaltet, sollte
positiv wie auch negativ geregelt werden,
ob ein Zugriffsrecht des Vermieters auf die
Mietkautionwährenddes laufendenMiet-
verhältnisses wegen fälliger Ansprüche
besteht und gegebenenfalls unterwelchen
Voraussetzungen dies steht. Im Gewerbe-
raummietvertrag sind derartige Regelun-
gen im Rahmen der Vertragsgestaltungs-
freiheit laut dem LG Frankfurt grundsätz-
lich wirksam möglich. Die Vereinbarung
eines Zugriffsrechts auf erstes Anfordern
hat das Gericht im vorliegenden Fall
dahingehend ausgelegt, dass dem Zugriff
des Vermieters keinerlei Einreden und
Einwendungen wie die fehlende gerichtli-

che bzw. rechtskräftige Feststellung der
geltend gemachten Forderung entgegen-
gehalten werden können. Es empfiehlt
sich aber, eine ausdrückliche Regelung zu
treffen. Denn gemäß eines früheren
Urteils des OLG Düsseldorf (Urteil vom
24. September 2009, Az. 5 U 5/09) ist der
Mietvertrag mangels einer konkreten
Abrede dahingehend auszulegen, dass
eine treuhänderische Zweckbindung der
Mietsicherheit besteht.Der Vermieter darf
deshalb nur bei rechtskräftig festgestell-
ten, unstreitigen oder offensichtlich unbe-
gründeten Forderungen während des
Mietverhältnisses auf die Mietsicherheit
zugreifen. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwalt
Dr. Tom Giesen
von Kapellmann

und Partner
Quelle: Kapellmann

Baurecht. Bleibt der Vordersatz einer
Position im Leistungsverzeichnis
unverändert, hat der Auftragnehmer keinen
Anspruch auf Preisanpassung – auch wenn
sich andere Faktoren verändern.

BGH, Urteil vom 10. Juni 2021,
Az. VII ZR 157/20

Das Risiko einer Mischkalkulation
trägt der Auftragnehmer
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DER FALL

Ein Auftraggeber beauftragt einen Unter-
nehmer mit Holzungsarbeiten. In einer
der Positionen im Leistungsverzeichnis ist
das „Freischneiden undRoden“ bei einem
Mengenansatz von 21.200 m2 beschrie-
ben. In der Position „Bäume fällen ohne
Roden“ ist die Anzahl der Bäume im Vor-
dersatz ausgeschrieben. Der Auftragneh-
mer gibt einen geringen Einheitspreis von
0,11 Euro/m2 an und legt später seine Kal-
kulation offen: Er hat mit einem Erlös von
20 Euro pro Wurzelstock gerechnet, von
dem er 5 Euro als Gutschrift im Einheits-

preis berücksichtigt hat.DenRestwollte er
behalten. Als sich herausstellt, dass statt
der ausgeschriebenen 4.500 Bäume nur
1.237 auf dem Flurstück stehen, verlangt
der Unternehmer eine Anpassung des
Einheitspreises für die unter der Position
„Freischneiden und Roden“ abzurech-
nende Masse. Er bezieht sich dabei auf
§ 2 Abs. 3 Nr. 3 VOB/B (10%ige Unter-
schreitung des Mengenansatzes) und auf
§ 313 Abs. 1, 2 BGB (Vertragsanpassung
wegen Störung der Geschäftsgrundlage).
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DIE FOLGEN

Ohne Erfolg. § 2 Abs. 3 VOB/B ist eine spe-
zielle Regelung, die für den Vertrag gilt, da
dieGeltung der VOB/B vereinbartwar. Ein
Rückgriff auf allgemeine Rechtsgedanken
wie den Wegfall der Geschäftsgrundlage
scheidet daher aus. Eine Preisanpassung
nach § 2 Abs. 3 Nr. 3 VOB/B scheidet aller-
dings auch aus, weil der betroffene Posi-
tionstext in m2 und nicht in Stückzahl

angegeben war. Die Flächengröße für die
Position blieb unverändert, nur die Anzahl
der darauf stehenden Bäume hat sich ver-
ändert. Für die Leistung „Freischneiden
und Roden“ ist dies allerdings nicht von
Belang: Bei gleicher Quadratmeterzahl
wie in der Ausschreibung bleibt auch der
Einheitspreis für die Leistung „Freischnei-
den und Roden“ unverändert.
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WAS IST ZU TUN?

Auftragnehmer müssen darauf achten,
dass sie nur preisbildende Faktoren für
ihreKalkulation berücksichtigen, die auch
Inhalt der Ausschreibung und insbeson-
dere der Positionsbeschreibung sind.
Dafür, dass hier eine Erwartung des Auf-
tragnehmers enttäuscht wird, die zwi-
schen den Parteien nicht als Grundlage
des Geschäfts vereinbart war, ist der
Auftragnehmer allein verantwortlich.
Schließlich ist das Fällen der Bäume in
einer anderen Position beschrieben. Erge-

ben sich hier in einer für die Preisanpas-
sungsregelungnach § 2Abs. 3 VOB/B rele-
vanten Art und Weise Abweichungen, so
wird dieser Preis angepasst – nicht aber
der Preis für Freischneiden undRodender
gesamten Fläche, die vollständig unverän-
dert geblieben ist. Das Risiko, den für
diese Position angebotenen Preis nur
durch den Verkauf von Wurzelstöcken
erzielen zu können, hat nicht der Auftrag-
geber begründet, sondern der Auftrag-
nehmer selbst. (redigiert von Anja Hall)

ANZEIGE


